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Persönliche Erklärung mit Angaben zur Zuverlässigkeit und zu weiteren Mandaten der/s Geschäfts-

leiterin/s, der/s Hauptbevollmächtigten, der/s Vertreterin/s für die Schadenregulierung, des Mitglieds des 

Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, der Verantwortlichen Person für eine Schlüsselfunktion oder für eine 

eventuell von dem Unternehmen identifizierte weitere Schlüsselaufgabe 

 

 

. 

Hinweis zum Datenschutz: Allgemeine Informationen zur Datenverarbeitung der Bundesanstalt zur Erfül-

lung ihrer gesetzlichen Pflichten im Rahmen von Bestellungsanzeigen und Bestellungsabsichtsanzeigen 

sind auf der Internet-Seite der Bundesanstalt www.bafin.de in der Rubrik Die BaFin/Datenschutz/Infor-

mationen_zur_Datenverarbeitung zu finden.  

Konkrete Informationen zur Datenverarbeitung  

- hinsichtlich der Anzeige der Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern sowie hinsichtlich der Anzeige der 

vorgesehenen Bestellung von Geschäftsleitern und Personen, die für Schlüsselfunktionen verantwortlich 

sind finden Sie hier: https://www.bafin.de/dok/11254860  

- hinsichtlich der Anzeige der vorgesehenen Bestellung der Geschäftsleiter von Schadenabwicklungsun-

ternehmen finden Sie hier: https://www.bafin.de/dok/11278550 

Konkrete Informationen zur Datenverarbeitung bei der Anzeige der Bestellung von Aufsichtsratsmitglie-

dern sowie bei der Anzeige der vorgesehenen Bestellung von Geschäftsleitern und Personen, die für 

Schlüsselfunktionen verantwortlich sind finden Sie hier: https://www.bafin.de/dok/11254860.   

 

 

 

1. Anzeigendes Unternehmen 

 

            

Firma und Sitz mit PLZ [lt. Registereintragung] BaFin-Registernummer (vierstellig) 

 

            

Kontaktperson (ggf. Titel, Vorname, Nachname)  E-Mail-Adresse 

 

      

Kontaktdaten (Telefon-Nummer, Fax-Nummer) 

 

2. Angaben zur anzuzeigenden Person 

 

Frau / Herr 

                  

Nachname, sämtliche Vornamen Ggf. Geburtsname Ggf. Titel 

 

                  

Geburtsdatum 

 

Geburtsort Staatsangehörigkeit(en) 

 

      

Wohnsitz (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort, Staat) 

 

      

Kontaktdaten (Telefon-Nummer, Telefax-Nummer) 

 

      

Ggf. bisherige Wohnsitze im Ausland innerhalb der letzten zehn Jahre (Staat und jeweiliger Zeitraum) - (ggf. auf einem gesonderten 

Blatt ausführen) 

 

  

http://www.bafin.de/
https://www.bafin.de/DE/DieBaFin/Datenschutz/Informationen_zur_Datenverarbeitung/Informationen_zur_Datenverarbeitung_node.html
https://www.bafin.de/DE/DieBaFin/Datenschutz/Informationen_zur_Datenverarbeitung/Informationen_zur_Datenverarbeitung_node.html
https://www.bafin.de/dok/11254860
https://www.bafin.de/dok/11254860
https://www.bafin.de/dok/11278550
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3. Angaben zu den Modalitäten der Anzeige 

 
  Erstmalige Bestellung der Person für eine anzeigepflichtige Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen  

 

  Wechsel der anzeigepflichtigen Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen 

 

  Aufnahme einer zusätzlichen anzeigepflichtigen Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen 

 

 

 

 

 

Bestellung bei einem weiteren Unternehmen: Neben der Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen wird/werden schon 

eine/mehrere zusätzliche anzeigepflichtige Tätigkeit/en bei einem oder mehreren anderen Unternehmen ausgeübt, vgl. 

„7. Angaben zu weiteren Tätigkeiten“ 

 

  Neubestellung für die anzeigepflichtige Tätigkeit im Zuge einer Umwandlung: Im Fall der Verschmelzung besteht für eine/n 

Mandatsträger/in des übertragenden Unternehmens eine Anzeigepflicht, wenn sie/er beim übernehmenden Unternehmen 

eine anzeigepflichtige Tätigkeit ausüben soll.  

(Im Fall des Rechtsformwechsels eines Unternehmens besteht keine Anzeigepflicht.) 

   

  Wiederholte Bestellung bzw. Verlängerung einers bestehenden Geschäftsleiter-MehrfachmandatsTätigkeit bei dem anzei-

genden Unternehmen  

 

(Anm.:  Die wiederholte Bestellung bzw. Verlängerung eines bestehenden Geschäftsleiter-Mehrfachmandats bei dem an-

zeigenden Unternehmen ist nicht nur anzeigepflichtig, sondern immer gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 VAG auch genehmigungs-

bedürftig) 

  

 

  Veränderungen in anderen Angaben gegenüber einer vorherigen Anzeige bei der BaFin 

 

Die wiederholte Bestellung bzw. Verlängerung eines bestehenden Mandats bei dem anzeigenden Unternehmen ist nicht anzeigepflich-

tig. 

 

Zu beachten ist jedoch, dass die wiederholte Bestellung bzw. Verlängerung eines bestehenden Geschäftsleiter-Mehrfachmandats bei 

dem anzeigenden Unternehmen immer gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 VAG genehmigungsbedürftig ist. 
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(ggf. voraussichtliches)  

Datum der Bestellung 

(ggf. voraussichtliches) 

Datum des Beginns der Tätigkeit 

(ggf. voraussichtliche) 

Dauer der Tätigkeit 

 

 

a. Geschäftsleitung, Hauptbevollmächtigte/r, Vertreter/in für die Schadenregulierung 
 

 - Geschäftsleiter/in 

 - Hauptbevollmächtigte/r   

 - Vertreter/in für die Schadenregulierung 

 

 
      

_________________________________________________________________________________________ 

Ggf. Bezeichnung der Position (z.B. Vorsitzender des Vorstands, Geschäftsführende/r Direktor/in einer SE)  

 

      

_________________________________________________________________________________________ 

Ggf. Verantwortungsbereich (z.B. Hauptbevollmächtigter für die Niederlassung des Unternehmens in Staat X; bei Geschäftsleitern ist 

der aktuelle Geschäftsverteilungsplan des Vorstands beizufügen)  

 

 

  Genehmigungsfreies Geschäftsleiter-Mandat im Sinne des § 24 Abs. 3 Satz 1 VAG (eines von zwei Mandaten 

bei Versicherungsunternehmen, Pensionsfonds, Versicherungs-Holdinggesellschaften oder Versicherungs-

Zweckgesellschaften)  

 

  Genehmigungsbedürftiges und beantragtes Geschäftsleiter-Mehrfachmandat im Sinne des § 24 Abs. 3 Satz 2 

VAG (sofern mehr als zwei Mandate bei Unternehmen derselben Versicherungs- oder Unternehmensgruppe 

wahrgenommen werden) 

 

Die Regelungen zu Mandatsbeschränkungen in anderen Gesetzen (insbesondere § 25c Kreditwesengesetz (KWG)) sind parallel zu 

beachten. 

 

b. Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan 
 

 - Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans 

 

 
      

_________________________________________________________________________________________ 

Ggf. Bezeichnung der Position (z.B. Vorsitzender des Aufsichtsrats, Mitglied des Verwaltungsrats einer SE; es ist eine Übersicht über 

die Zusammensetzung des Organs mit ggf. gebildeten Ausschüssen und deren personelle Besetzung beizufügen)  

 

  Mandat im Sinne des § 24 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 1 VAG (eines von fünf Mandaten bei Unternehmen unter 

Aufsicht der BaFin)  

 

  Mandat im Sinne des § 24 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2 VAG (sofern mehr als fünf Mandate bei Unternehmen 

derselben Versicherungs- oder Unternehmens-Gruppe wahrgenommen werden) 

  

Die Regelungen zu Mandatsbeschränkungen in anderen Gesetzen (insbesondere § 25d KWG und § 100 Aktiengesetz (AktG) ggf. i.V.m. 

§ 189 Abs. 3 Satz 1 VAG) sind parallel zu beachten. 

 

Nach § 24 Abs. 4 Satz 1 VAG können nur zwei ehemalige Geschäftsleiter des Unternehmens zeitgleich Mitglieder des Verwaltungs- 

oder Aufsichtsorgans sein.  
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c. Schlüsselfunktion, weitere Schlüsselaufgabe 
 

Hinweis: Die folgenden Ausführungen zu den Schlüsselfunktionen gelten ebenso für weitere eventuell von den Unternehmen identi-

fizierte Schlüsselaufgaben. Der bisher verwendete Begriff des „Verantwortlichen Inhabers“ wird zur Vermeidung von Missverständnis-

sen nicht weiter gebraucht, stattdessen wird der Begriff der „Verantwortlichen Person“ verwendet. Dies „Verantwortliche Person“ ist die 

natürliche Person innerhalb des Unternehmens, die für eine Schlüsselfunktion verantwortlich ist. Nur die Verantwortliche Person ist 

gemäß § 47 Nr. 1 VAG anzuzeigen. Für Mitarbeiter, die zur Unterstützung der Verantwortlichen Person tätig sind, bedarf es keiner 

Anzeige. 

 

Nähere Informationen zu Schlüsselfunktionen und Ausgliederungen sind in den folgenden Rundschreiben in ihrer jeweils geltenden 

Fassung, derzeit: 

- Rundschreiben 2/2017 (VA) - Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisation von Versicherungsunternehmen 

(MaGo) inkl. der auf der verlinkten Internetseite veröffentlichten dazugehörigen FAQ und  

- Rundschreiben 08/2020 (VA) - Aufsichtsrechtliche Mindestanforderungen an die Geschäftsorganisation von Einrichtun-

gen der betrieblichen Altersversorgung (MaGo für EbAV)  

 

enthalten (zum Anwendungsbereich des jeweiligen „MaGo-Rundschreibens“ siehe jeweils dort unter Abschnitt 2 „Anwendungs-

bereich und Begriffsdefinitionen“).  

Die MaGo sowie die MaGo für EbAV enthalten im Rahmen ihres Anwendungsbereiches jeweils insb. in Abschnitt 9 nähere Vorga-

ben an die Ausgestaltung der Schlüsselfunktionen sowie in deren Abschnitt 13 (MaGo) bzw. Abschnitt 12 (MaGo für EbAV) nähere 

Vorgaben an Ausgliederungen, die sich auch auf Ausgliederungen von Schlüsselfunktionen beziehen. 

Im Falle der Ausgliederung einer Schlüsselfunktion ist der jeweilige  

Nähere Informationen zu Schlüsselfunktionen und Ausgliederungen sind inm den Rundschreiben 2/2017 (VA) - Mindestanforderungen 

an die Geschäftsorganisation von Versicherungsunternehmen (MaGo) und  enthalten (zum Anwendungsbereich des jeweiligen „MaGo-

Rundschreibens“ siehe jeweils dort unter Abschnitt 2 „Anwendungsbereich und Begriffsdefinitionen“). Die MaGo sowie die MaGo für 

EbAV enthalten im Rahmen ihres Anwendungsbereiches jeweils insb. in Abschnitt 9 nähere Vorgaben an die Ausgestaltung der Schlüs-

selfunktionen sowie in deren Abschnitt 13 (MaGo) bzw. Abschnitt 12 (MaGo für EbAV) nähere Vorgaben an Ausgliederungen, die sich 

auch auf Ausgliederungen von Schlüsselfunktionen beziehen. 

 – dort insb. Abschnitt 9 und Abschnitt 13. Dieses Rundschreiben befasst sich mit dem Aufsichtssystem Solvabilität II. In seinen An-

wendungsbereich fallen alle Erst- und Rückversicherungsunternehmen mit Sitz im Inland oder in einem Drittstaat gemäß § 1 Abs. 1 

Nr. 1 in Verbindung mit § 7 Nr. 33 oder § 7 Nr. 34 und Nr. 6 VAG, soweit sie nicht Sterbekassen gemäß § 218 Abs. 1 VAG, Pensionskassen 

gemäß § 232 Abs. 1 VAG oder kleine Versicherungsunternehmen gemäß § 211 VAG sind, Nicht anwendbar ist das Rundschreiben 

2/2017 (VA) auf Rückversicherungsunternehmen, die die in § 165 Abs. 1 VAG genannten Voraussetzungen erfüllen, sowie auf Erst- und 

Rückversicherungsunternehmen, die die in § 343 VAG genannten Voraussetzungen erfüllen. 

Im Falle der Ausgliederung einer Schlüsselfunktion ist der jeweilige Ausgliederungsbeauftragte die Verantwortliche Person im Sinne 

des § 47 Nr. 1 VAG, die der BaFin anzuzeigen ist. Die Aufgabe des Ausgliederungsbeauftragten als Verantwortliche Person für eine 

Schlüsselfunktion innerhalb des Unternehmens besteht in der Überwachung der Ausübung des Dienstleisters (vgl. insb. Rn. 266-273 

MaGo sowie Rn. 232-241 MaGo für EbAV vgl. insb. Rz. 266-273 MaGo).  

Die Anzeige der Ausgliederung nach § 47 Nr. 8 VAG ist unter Benennung der Zzuständigen Person beim Dienstleister gesondert vor-

zunehmen (vgl. insb. Rn. 261-265 MaGo sowie Rn. 228-231 MaGo für EbAV vgl. insb. Rz. 261-265 MaGo). Die Zuständige Person 

beim Dienstleister ist nicht nach § 47 Nr. 1 VAG anzeigepflichtig. 

 Anzeige gemäß § 47 Nr. 1 VAG 

Wer ist als Verantwortliche Person im Unter-

nehmen für die Schlüsselfunktion anzuzei-

gen? 

Anzeige gemäß § 47 Nr. 8 VAG 

Wer ist als Zuständige Person für die 

Schlüsselfunktion beim Dienstleister 

zu benennen? 

Interne Einrichtung der Schlüssel-

funktion im Unternehmen 

„Intern Verantwortliche Person“ (IVP) 

des Unternehmens 

- 

Ausgliederung der Schlüsselfunktion 

auf einen Dienstleister 

„Ausgliederungsbeauftragter“ (AB) des 

Unternehmens 

„Zuständige Person“ des Dienst-

leister 

 

 

 

Verantwortliche Person für eine Schlüsselfunktion oder für eine weitere Schlüsselaufgabe 

 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/2017/rs_1702_mago_va.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/2017/rs_1702_mago_va.html
https://www.bafin.de/dok/15206748
https://www.bafin.de/dok/15206748
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 „Intern Verantwortliche Person“ (IVP) für 

  Unabhängige Risikocontrollingfunktion (§ 26 VAG) 

  Compliance-Funktion (§ 29 VAG) 

  Interne Revisionsfunktion (§ 30 VAG) 

  Versicherungsmathematische Funktion (§ 31 VAG) 

   

  weitere Schlüsselaufgabe:       

oder 

 „Ausgliederungsbeauftragte/r“ (AB) für  

  Unabhängige Risikocontrollingfunktion (§ 26 VAG) 

  Compliance-Funktion (§ 29 VAG) 

  Interne Revisionsfunktion (§ 30 VAG) 

  Versicherungsmathematische Funktion (§ 31 VAG) 

   

  weitere Schlüsselaufgabe:       

 
Angesichts der Vielzahl an Gestaltungsmöglichkeiten bei der Einrichtung der Schlüsselfunktionen sind folgende Angaben zur Prü-

fung der aufsichtsrechtlichen Zulässigkeit erforderlich: 

Wie ist die arbeits-, dienst- und ggf. gesellschaftsrechtliche Verbindung des AB ausgestaltet (Parteien des Arbeits- oder Dienstver-

trags bzw. ggf. der Arbeits- oder Dienstverträge, ggf. Erteilung von Prokura, ggf. gesellschaftsrechtliche Bestellung)?  

Bitte erläutern:       (ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen)  
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5. Angaben zu bisherigen Tätigkeiten mit Anzeige- oder Prüfverfahren 

 

 Es wurden bisher keine Anzeigeverfahren bei oder Prüfungsverfahren von einer Aufsichtsbehörde für den Finanzsektor im 

Europäischen Wirtschaftsraum hinsichtlich einer beruflichen Tätigkeit durchgeführt. 

 

 Mir sind keine Anzeigeverfahren bei oder Prüfungsverfahren von einer Aufsichtsbehörde für den Finanzsektor im Europäischen 

Wirtschaftsraum hinsichtlich meiner im Lebenslauf dargestellten beruflichen Tätigkeiten bekannt. 

 

 Es wurden folgende Anzeigeverfahren bei oder Prüfungsverfahren von einer Aufsichtsbehörde für den Finanzsektor im Euro-

päischen Wirtschaftsraum hinsichtlich einer beruflichen Tätigkeit durchgeführt (ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen): 

 

Name der Aufsichtsbehörde  Berufliche Tätigkeit  Entscheidung der Aufsichtsbehörde  Datum  
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6. Angaben zur Zuverlässigkeit 

 

• Angaben zu amtlichen Verfahren 

 

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis  

 

a) weder derzeit gegen mich ein Strafverfahren (umfasst Ermittlungsverfahren, Zwischenverfahren, Hauptverfahren) wegen ei-

nes Verbrechens oder Vergehens geführt wird noch zu einem früheren Zeitpunkt ein derartiges Verfahren geführt und mit 

einer Verurteilung oder Einstellung (z.B. gemäß den §§ 153 und 153a Strafprozessordnung (StPO) abgeschlossen wurde – 

ausgenommen Einstellungen nach § 170 Abs. 2 StPO);  

 

b) noch weder derzeit gegen mich ein Ordnungswidrigkeitenverfahren oder vergleichbares Verfahren im Zusammenhang mit 

einer unternehmerischen Tätigkeit geführt wird noch zu einem früheren Zeitpunkt ein derartiges Verfahren mit einer Geld-

buße oder sonstigen Sanktion abgeschlossen wurde;  

 

c) noch gegen mich keine hoheitlichen Sanktionen verhängt wurden; 

 

b) noch ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen als Schuldner/in in ein Insolvenzverfahren, ein Verfahren zur Abgabe 

einer eidesstattlichen Versicherung über die Vermögensverhältnisse oder ein vergleichbares Verfahren verwickelt ist oder 

war. 

d)  

 

c)e) noch gegen mich keine Aufsichtsbehörde eine Zuverlässigkeits- oder Eignungsprüfung oder ein aufsichtliches Verfahren 

zum Erlass von Maßnahmen eingeleitet oder durchgeführt hat (wie u.a. die Ablehnung eines Antrages auf Zulassung zu 

einem Beruf oder Gewerbe, die Rücknahme oder den Widerruf einer entsprechenden Erlaubnis, die Untersagung der Aus-

übung eines Berufes oder Gewerbes);  

 

d)f) noch keinee auf mich oder auf ein von mir geleitetes Unternehmen lautende Registereintragung, Erlaubnis, Mitgliedschaft 

oder Gewerbeerlaubnis durch eine Behörde versagt oder aufgehoben worden ist oder in sonstiger Weise der Betrieb eines 

Gewerbes oder die Vertretung oder Führung der Geschäfte untersagt wurde oder ein entsprechendes Verfahren geführt 

wird; 

 

e) weder ich noch ein von mir geleitetes Unternehmen als Schuldner/in in ein Insolvenzverfahren, ein Verfahren zur Abgabe 

einer eidesstattlichen Versicherung über die Vermögensverhältnisse, ein Schiedsverfahren oder ein vergleichbares Verfahren verwickelt 

ist oder war. 

 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht uneingeschränkt abgegeben werden, da ein Sachverhalt gemäß den Buchstaben a) bis ef) 

positiv einschlägig ist: Es sind Angaben zum entsprechenden Verfahren zu machen und ggf. auf einem gesonderten Blatt auszuführen. 

Kopien der Urteile, Beschlüsse, Bescheide oder sonstiger Dokumente über die Verfahren sind beizufügen. 

 

In der Erklärung können anhängig gewesene Strafverfahren unberücksichtigt bleiben  

 die mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt wurden  

 die wegen eines dauerhaften Verfahrenshindernisses eingestellt wurden  

 die mit einem Freispruch beendet worden sind  

 bei denen eine ergangene Eintragung im Bundeszentralregister zu entfernent oder zu tilgen ist getilgt wurde oder 

 die gemäß § 53 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) nicht angegeben werden müssen. 

Die nach den §§ 153 und 153a StPO eingestellten Strafverfahren sowie sonstige (vorläufig) eingestellte Strafverfahren sind dagegen 

– mit Ausnahme von Einstellungen nach § 170 Abs. 2 StPO – anzugeben. Solche Verfahren müssen jedoch dann nicht angegeben 

werden, wenn sie vor mehr als fünf Jahren vor dem Beginn des Jahres, in dem die Anzeige eingereicht wird, mit einer Geldbuße, 

Sanktion oder sonstigen Entscheidung abgeschlossen worden sind. 

Die nach den §§ 153 und 153a StPO eingestellten Strafverfahren sind dagegen anzugeben. 

 

In der Erklärung können anhängig gewesene gewerbezentralregisterrelevante Bußgeldverfahren- oder andere gewerbezentralregis-

terrelevante Verwaltungsverfahren unberücksichtigt bleiben, wenn 

 

 sie mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt wurden 

 sie wegen eines dauerhaften Verfahrenshindernisses eingestellt wurden 

 siedie Bußgeldverfahren mit einem Freispruch beendet worden sind 

 sie gemäß §§ 152, 153 Gewerbeordnung (GewO) aus dem Gewerbezentralregister zu entfernen oder zu tilgen sind 

 hinsichtlich Entscheidungen zur Rücknahme oder zum Widerruf der Zulassung zu freien Berufen, wenn der Grund für die 

Rücknahme oder den Widerruf vor mehr als fünf Jahren entfallen oder 

 Sie in den Verwaltungsverfahren von dem Vorwurf entlastet wurden. 

 oder 
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Vergleichbare Sachverhalte hinsichtlich Straf-, Bußgeld- und sonstigen Verwaltungsverfahren nach anderen Rechtsordnungen sind 

ebenfalls anzugeben. 

 sie gemäß § 153 Gewerbeordnung (GewO) aus dem Gewerbezentralregister zu tilgen sind. 

 

Die nach den §§ 153 und 153a StPO eingestellten Strafverfahren sowie sonstige vorläufig eingestellte Verfahren sind dagegen anzu-

geben. 
 

Vergleichbare Sachverhalte nach Rechtsordnungen anderer Staaten sind ebenfalls anzugeben. 

 

Gericht/Behörde mit 

Sitz 

Aktenzeichen Gegenstand Verfahrensstand Anhängig seit 
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• Angaben zu Angehörigkeitsverhältnissen mit Organmitgliedern 

 

 Ich erkläre hiermit, dass ich nach meiner Kenntnis  

 

-  

- ich mit keinem Mitglied der Geschäftsleitung 

- mit keinem Mitglied oder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans undoder  

- mit keiner Verantwortlichenn Personen für Schlüsselfunktionen  

des Unternehmens oder dessen Mutter- oder Tochterunternehmens in einem Angehörigkeitsverhältnis im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 

Strafgesetzbuch (StGB) stehe. 

 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zur Person, zu deren Funktion im Unternehmen (bzw. 

dessen Mutter- oder Tochterunternehmen) und zum Angehörigkeitsverhältnis zu machen und ggf. auf einem gesonderten Blatt aus-

zuführen. 

 

Name des/der Angehörigen Angehörigkeitsverhältnis im Sinne des 

§ 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB 

Organ, Funktion im Organ 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

 

• Angaben zu Geschäftsbeziehungen 

 

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis  

 

weder ich, noch ein Angehöriger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB, oder ein von mir oder meinem Angehörigen geleitetes Unter-

nehmen Geschäftsbeziehungen zum anzeigenden dem UVersicherungsuUnternehmen unterhält, aus denen sich eine gewisse wirt-

schaftliche Abhängigkeit von diesemem anzeigenden Unternehmen ergeben kann. Der Leitung eines anderen Unternehmens stehen 

das Halten von 10 % oder mehr des Kapitals oder der Stimmrechte an dem anderen Unternehmen oder eine andere Möglichkeit der 

Wahrnehmung eines maßgeblichen Einflusses auf die Geschäftsführung dieses anderen Unternehmens gleich (Orientierung an § 7 Nr. 

3 VAG). 

 

 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zu Art und Umfang der Geschäftsbeziehungen und 

ggf. zum Angehörigkeitsverhältnis zu machen und ggf. auf einem gesonderten Blatt auszuführen.  

 

Betreffende Person Ggf. Angehörigkeitsverhältnis im Sinne 

des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB 

Art und Umfang der Geschäftsbeziehungen 
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• Angaben zu eigenen Beteiligungen 

 

 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält keine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem 

anzeigenden Unternehmen oder entsprechende Anteile an einem anderen Unternehmen, das Anteile an dem anzeigenden 

Unternehmen hält. 

 

 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält eine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem 

anzeigenden Unternehmen oder entsprechende Anteile an einem anderen Unternehmen, das Anteile an dem anzeigenden 

Unternehmen hält. 

 

Unterzeichner/in bzw. von ihr/ihm ge-

leitetes Unternehmen 

Bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem anzeigenden Unterneh-

men oder Anteile an dem anderen Unternehmen, das Anteile an dem anzeigenden 

Unternehmen hält  

      

 

      

 

      

 

      

 

 

 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält keine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG oder 

entsprechenden Parallelnormen in anderen Finanzaufsichtsgesetzen an einem anderen beaufsichtigten Unternehmen des Fi-

nanzsektors.  

 

 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält eine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG oder 

entsprechenden Parallelnormen in anderen Finanzaufsichtsgesetzen an einem anderen beaufsichtigten Unternehmen des Fi-

nanzsektors.  

 

Unterzeichner/in bzw. 

von ihr/ihm geleitetes 

Unternehmen 

Bedeutende Beteiligung im 

Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an 

einem anderen Unterneh-

men  

Anderes Unternehmen mit Regis-

ter-Nummer und Sitz 

Art und Umfang des Geschäfts-

modells des anderen Unterneh-

mens 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

 

• Angaben zu Beteiligungen von Angehörigen 

  

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis  

 

kein Angehöriger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB eine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem anzeigenden 

Unternehmen oder entsprechende Anteile an einem anderen Unternehmen, das Anteile an dem anzeigenden Unternehmen hält, hält. 

 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zum Angehörigkeitsverhältnis, zur bedeutenden Betei-

ligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem anzeigenden Unternehmen, ggf. den entsprechenden Anteilen an dem anderen Unterneh-

men, das Anteile an dem anzeigenden Unternehmen hält, zu machen. Die Angaben sind ggf. auf einem gesonderten Blatt auszuführen.  

 

Name des/der An-

gehörigen 

Angehörigkeitsverhältnis 

im Sinne des § 11 Abs. 1 

Nr. 1 StGB 

Bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem anzeigenden 

Unternehmen oder Anteile an dem anderen Unternehmen, das Anteile 

an dem anzeigenden Unternehmen hält 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

 

 

• Angaben zu anderen potentiellen Interessenkonflikten 

 

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis keine anderen potentiellen Interessenkonflikte zu meiner angezeigten Tätigkeit 

bestehen. 

 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zu anderen potentiellen Interessenkonflikten zu der 

angezeigten Tätigkeit und der beabsichtigte Umgang damit zu machen. Die Angaben sind auf einem gesonderten Blatt auszuführen.  
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7. Angaben zu weiteren Tätigkeiten  

 

 Es werden keine weiteren Tätigkeiten als Geschäftsleiter/in, als Mitglied eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans, als Verant-

wortliche Person für eine Schlüsselfunktion oder für eine weitere Schlüsselaufgabe ausgeübt. 

 

 Es werden folgende weitere Tätigkeiten als Geschäftsleiter/in ausgeübt (ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen): 

 

 

Name des  

Unternehmens, Sitz 

 

Organ, Funktion 

im Organ 

 

 

Tätig seit 

unter Auf-

sicht der 

BaFin 

ja/nein 

Angaben zur Mandatshöchstzahlberechnung (bspw. 

mehrere Mandate bei verschiedenen Unternehmen 

derselben Versicherungs- oder Unternehmensgruppe), 

ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

 

 Es werden folgende weitere Tätigkeiten als Mitglied in obligatorischen oder fakultativen Verwaltungs- und Aufsichtsor-

ganen ausgeübt (ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen): 

 

 

Name des  

Unternehmens, Sitz 

 

Organ, Funktion 

im Organ 

 

Mitglied seit 

unter Auf-

sicht der 

BaFin 

ja/nein 

Angaben zur Mandatshöchstzahlberechnung (bspw. 

mehrere Mandate bei verschiedenen Unternehmen 

derselben Versicherungs- oder Unternehmensgruppe), 

ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

 

 Es werden folgende weitere Tätigkeiten als Vverantwortliche Person für eine Schlüsselfunktion oder für eine weitere 

Schlüsselaufgabe i.S.v. § 24 VAG ausgeübt (ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen): 

 

 

Name des Unternehmens, Sitz 

 

Schlüsselfunktion oder weitere Schlüsselaufgabe 

 

Tätig seit 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

      

 

 

 

 Mir ist bewusst, dass neben der gesetzlichen Vorgabe zu Mandatshöchstzahlen in § 24 VAG auch in anderen Gesetzen Mandats-

beschränkungen (z.B. §§ 25c und 25d KWG, § 100 Abs. 2 AktG ggf. i.V.m. § 189 Abs. 3 Satz 1 VAG) bestehen. 

 

 

 

8. Eventuell weitere für die Beurteilung der Zuverlässigkeit relevante Angaben  
(ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen) 

 

      

_________________________________________________________________________________ 

 

 

 

 Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben. EÜber etwaige nachträglich auftretende 

Änderungen werde ich unverzüglich in Schriftform gegenüber der Bundesanstalt  mitteilenberichten. Ich bin 

mir bewusst, dass unvollständige oder falsche Angaben in der Selbstauskunft die persönliche Zuverlässigkeit 

berühren können.  

 

 

_________________________________________________________________________________ 

Ort/Datum  eigenhändige Unterschriftelektronisches Faksimile (eingescannte Unter-

schrift) derzeit grundsätzlich ausreichend1 

                                         
1 Sobald ein elektronisches Einreichungsverfahren für Anzeigen und Änderungsmitteilungen etabliert ist, sind Anzeigen und Ände-

rungsmitteilungen (je einschließlich der vom Unternehmen bei der Bundesanstalt einzureichenden Unterlagen wie diese Anlage) dar-

über einzureichen. Nähere Einzelheiten hierzu wird die Bundesanstalt zu gegebener Zeit auf ihrer Internetseite veröffentlichen. 

 


